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Aufgrund der §§ 4 und 19 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. August 1984 (GV. NW. 1984 S. 475), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 7. März 1990 (GV. NW. 1990 S. 141), hat der Rat der Stadt Rheine in 
seiner Sitzung am 16. Juli 1991 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Stadt Rheine betreibt durch die Stadtwerke Rheine GmbH, deren einziger Gesellschafter 
sie ist, die Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung zur Versorgung der Grundstücke 
ihres Gebiets mit Trink- und Betriebswasser. Art und Umfang der Was-
serversorgungsanlagen bestimmen die Stadtwerke Rheine GmbH. 
 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegen-

schaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeich-
nung jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. 

 
(2) Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch 

für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtig-
te. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften 
als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Rheine liegenden Grundstücks ist berech-

tigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Be-
lieferung mit Trink- und Betriebswasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die 

durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer kön-
nen nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine beste-
hende Versorgungsleitung geändert wird. 

 
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann ver-

sagt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus 
sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen den Stadtwerken Rheine erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert. 

 
(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 2 und 3, 

sofern der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zu-
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sammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leis-
ten. 

 
 

§ 4 
Anschlusszwang 

 
Jeder Anschlussberechtigte nach § 3 ist verpflichtet, sein Grundstück, auf dem Wasser ver-
braucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn diese be-
triebsfertig hergestellt ist. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Gebäude zum dau-
ernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Gebäude anzuschließen. 
 
 

§ 5 
Befreiung vom Anschlusszwang 

 
Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, 
wenn der Anschluss ihm aus schwerwiegenden Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Befreiung ist 
unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Stadt Rheine einzureichen. 
 
 

§ 6 
Benutzungszwang 

 
Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, ist 
der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 3) ausschließlich aus 
dieser Anlage zu decken (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. 
 
 

§ 7 
Befreiung vom Benutzungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Grundstückseigentümer auf Antrag be-

freit, wenn die Benutzung ihm aus schwerwiegenden Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 

 
(2) Die Stadt Rheine räumt dem Grundstückseigentümer darüber hinaus im Rahmen des 

der Stadtwerke Rheine GmbH wirtschaftlich Zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit 
ein, den Bezug auf einen von ihm gewünschten Verbrauchszweck (z. B. nur Trinkwas-
ser, kein landwirtschaftliches oder gärtnerisches Betriebswasser) oder auf einen Teil-
bedarf (z. B. nur Trinkwasser zum Verzehr, Kochen und zur Körperpflege, kein Trink-
wasser für Toiletten und Waschmaschinen) zu beschränken. 

 
(3) Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei 

der Stadt Rheine einzureichen. 
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§ 8 
Versorgungsvertrag 

 
Im Übrigen richtet sich der Anschluss an das Versorgungsnetz und das Versorgungsverhält-
nis nach dem privatrechtlichen Versorgungsvertrag, den die Stadtwerke Rheine GmbH auf 
Antrag mit dem Anschluss- und Benutzungsberechtigten bzw. Anschluss- und Benutzungs-
verpflichteten nach Maßgabe der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versor-
gung mit Wasser (AVBWasserV vom 20. Juni 1980, BGBl. I, Seite 750 ff.) und den hierzu er-
gangenen ergänzenden Bedingungen der Stadtwerke Rheine GmbH nebst zugehörigen An-
lagen in der jeweils gültigen Fassung abschließt. 
 
 

§ 9 
Zwangsmittel 

 
Für Zwangsmaßnahmen wegen Zuwiderhandlungen gegen Gebote oder Verbote dieser Sat-
zung gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NW. S. 510) in seiner je-
weils geltenden Fassung. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
vom 22. Dezember 1975 außer Kraft. 
 


